
Berlin/Bonn, 2. März 2021Bericht 
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs­ und Straßenbauabteilungsleiter  
der Länder (GKVS) am 17./18. März 2021 (Video­/Telefonschaltkonferenz) 

 
 und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) am 15./16. April 2021  

(Video­/Telefonschaltkonferenz) 

 TOP 4.3 Mobilität und Klimaschutz

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur nimmt Bezug auf seinen
ausführlichen Bericht vom 1. Oktober 2020, insbesondere zur Bedeutung einer guten
Zusammenarbeit von Bund und Ländern in den dort im Einzelnen adressierten For-
maten. Die zweite Sitzung der im Juni 2020 vom BMVI initiierten Bund-Länder-
Besprechung zu Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr fand am 15. Dezember 2020
statt. Eine Verstetigung dieses Formats ist auf absehbare Zeit sachgerecht: Klima-
schutz kann nur gemeinsam gelingen.

Die Prüfung der im Beschluss der VMK vom 14./15. Oktober 2020 ausdrücklich ange-
sprochenen Gutachten zur Gesamtminderungswirkung des Klimaschutzpro-
gramms 2030 durch die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität (NPM) dauert an –
ein zusammenfassender Bericht der NPM wird Mitte dieses Jahres erwartet. Er wird
auch die Ergebnisse der Arbeitsgruppen „Urbane Mobilität“, „Schienenverkehr“ und
„Pkw“ enthalten.

Umsetzung der RED II

Der am 3. Februar 2021 beschlossene Gesetzentwurf zur Änderung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) setzt die europäische Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (RED II) um. Die Beschlüsse zum Klimaschutzprogramm 2030 und der ver-
einbarten Maßnahmen der Nationalen Wasserstoffstrategie erfordern eine ambitionierte
Weiterentwicklung der THG-Minderungsquote. Die bestehende Verpflichtung zur Treib-
hausgasminderung bei Kraftstoffen wird schrittweise bis zum Jahr 2030 auf 22 Prozent
erhöht. Die derzeit bestehenden Erfüllungsoptionen für Kraftstoffanbieter wie Biokraft-
stoffe und Strom werden um innovative Optionen im Bereich Wasserstoff und stromba-
sierte Kraftstoffe erweitert.

NaKoMo und Bündnis für moderne Mobilität

Das Nationale Kompetenznetzwerk für nachhaltige Mobilität (NaKoMo) hat weiter-
hin die Zielsetzung, die Akteure der nachhaltigen Mobilität zu vernetzen, einen bundes-
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weiten Informationstransfer zu ermöglichen, Hilfestellungen bei der Umsetzung von Pro-
jekten zu geben, Umsetzungshemmnisse zu mindern sowie Fachwissen zu bündeln.

Der inhaltliche Kern der Arbeit des NaKoMo besteht insbesondere aus der digitalen
Austauschplattform (www.nakomo.de) sowie verschiedenen Formaten an Netzwerkver-
anstaltungen und Workshops zum Wissenstransfer. Mit der Erweiterung der Themen-
felder des NaKoMo in 2021 werden Workshop-Reihen beispielsweise zu folgenden
Themenbereichen angeboten: Digitalisierung (Daten-/Verkehrsmanagement, Automati-
on/multimodale Vernetzung), Neuverteilung des öffentlichen Raums und innovative Lo-
gistik. Darüber hinaus zeigt die Entwicklung der registrierten Mitgliedszahlen der digita-
len Austauschplattform deutlich, dass das Interesse an diesem Online-Medium weiter
wächst, so dass aktuell das Netzwerk bereits über 800 registrierte Nutzende verzeich-
net. Das große Interesse der kommunalen Vertretungen an einem digitalen Austausch
wird durch die Betrachtung der Zusammensetzung verdeutlicht: Über die Hälfte der
Nutzenden sind der kommunalen Ebene zuzuordnen. Die restlichen Nutzenden vertei-
len sich auf Bund, Länder sowie nachgeordnete Einrichtungen und Verbände. Nicht zu-
letzt wird ein breites Fachpublikum durch die jährlich stattfindende NaKoMo-Konferenz
angesprochen – zuletzt am 18. November 2020. Hier wurde unter Berücksichtigung der
Stadt-Umland-Beziehungen auch der ländliche Raum angesprochen und stand unter
dem Motto „STADT(UM)LAND.VERKEHR. Mobilität zwischen urbanen und ländlichen
Räumen.“ Ergänzend zu den bisherigen Aktivitäten zeigt sich, dass das NaKoMo auch
auf Ebene der Länder zunehmend an Bedeutung gewinnt. So wurde die Zusammenar-
beit mit entsprechenden Länderinitiativen verstärkt.

Parallel dazu greift auch das Bündnis für moderne Mobilität neue Themenstellungen
auf. Der Lenkungskreis beschloss, das Themenspektrum um die Punkte „ÖPNV und
Corona“ und „Mobilitätsdaten“ zu erweitern. Das nächste High-Level-Meeting des
Bündnisses soll im Juni 2021 stattfinden.

Umsetzung der Richtlinie CVD

Das Bundeskabinett hat am 20. Januar 2021 den Gesetzentwurf zur Umsetzung der
novellierten EU-Richtlinie über die Förderung sauberer und energieeffizienter
Straßenfahrzeuge (Clean Vehicles Directive, CVD) beschlossen. Der Gesetzentwurf
sieht eine 1:1-Umsetzung der EU-Vorgaben in nationales Recht vor. Für die Zuständig-
keitsbereiche des Bundes und der Länder gelten jeweils einheitliche Mindestziele. Die
Länder können die festgelegten Mindestziele in dem jeweiligen Referenzzeitraum unter
den betroffenen Auftraggebern flexibel aufteilen. Bei vorliegender Über- oder Untererfül-
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lung der Mindestziele können die Länder, die eine gemeinsame Berechnung wünschen,
ein gemeinsam gebildetes Mindestziel ermöglichen.

Auf Bundesebene werden im Rahmen einer Verwaltungsvorschrift auch Verpflichtungen
nach dem Bundesklimaschutzgesetz und dem Klimaschutzprogramm 2030 berücksich-
tigt. Weitergehende Verpflichtungen für den Bund führen dabei zu einem Übertreffen
der Bundesziele. Neben der bundesrechtlichen Regelung müssen die Länder grund-
sätzlich nicht zusätzlich legislativ tätig werden.

Die Bundesregierung hat zudem die Bitte der Länder nach einem Stufenmodell zur Um-
setzung der Clean Vehicles Directive eingehend geprüft. Im Ergebnis entspricht eine
Branchenvereinbarung des Bundes mit den Verbänden der betroffenen Verkehrsunter-
nehmen als Teil eines Stufenmodells nicht den bei der Richtlinienumsetzung – sowohl
in europarechtlicher als auch in verfassungsrechtlicher Hinsicht – zu beachtenden Vor-
gaben.

Mit Blick auf die Forderung der Länder nach flankierenden Förderprogrammen wird ins-
besondere auf die geplante Förderung von Elektrobussen (siehe unten) verwiesen.

Elektromobilität

Der Hochlauf der Elektromobilität gestaltet sich trotz eines leichten Rückgangs der Zu-
lassungszahlen zu Beginn dieses Jahres insgesamt weiter positiv. Ende Januar 2021
waren rund 670.000 E-Pkw in Deutschland zugelassen.

Über das Förderprogramm Ladeinfrastruktur des BMVI wurden bisher gut 30.800 La-
depunkte bewilligt, davon über 9.850 Schnellladepunkte. Gut 11.500 der geförderten
Ladepunkte sind bereits in Betrieb. Derzeit arbeitet das BMVI an der Verlängerung des
Förderprogramms. Die Länder werden wiederum die Möglichkeit haben, ohne eine Noti-
fizierung über die sog. Länderöffnungsklausel eigene Förderprogramme zu veröffentli-
chen. Ergänzend dazu wurden im Rahmen des Förderprogramms für private Ladeinf-
rastruktur bereits rund 311.000 Ladepunkte (Stand 2.3.) bewilligt. Das Programm wur-
de um 200 Mio. Euro auf nunmehr insgesamt 400 Mio. Euro erhöht.

Am 10. Februar 2021 hat das Bundeskabinett den Entwurf für ein Schnellladegesetz
beschlossen. Wesentliches Ziel des Gesetzentwurfs ist die Schaffung einer Rechts-
grundlage, mit der die Bundesregierung wettbewerbliche Ausschreibungen für eine flä-
chendeckende, bedarfsgerechte Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur für reine
Batterieelektrofahrzeuge durchführen kann. Geplant ist zunächst die Ausschreibung von
1.000 Standorten. Um den Aufbau der Ladestandorte zu beschleunigen, werden die
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Länder gebeten, Standorte, die sich für den Aufbau von Schnellladeinfrastruktur eignen
in das FlächenTOOL (www.flächentool.de) der Leitstelle Ladeinfrastruktur zu melden.

Ladestationen für Elektromobilität wurden bereits im September 2019 durch die Baumi-
nisterkonferenz durch die Änderung der Musterbauordnung verfahrensfrei gestellt.
Viele Länder haben die Regelungen schon in ihre Landesbauordnungen übernommen.
Eine Umsetzung durch alle Länder wäre wünschenswert.

Um einen Gesamtüberblick über alle durch den Bund und die Länder geförderten Lade-
punkte zu erhalten, bittet das BMVI die Länder, gemeinsam mit der Leitstelle Ladeinfra-
struktur ein Reporting zu erarbeiten. Darüber hinaus wird eine intensive Beteiligung der
Länder sowohl im Rahmen der anstehenden Evaluierung des Masterplans Ladeinfra-
struktur als auch bei weiteren Umsetzungsmaßnahmen seitens des BMVI begrüßt.

Mit der geplanten Förderung von Elektrobussen mit Batterie und Brennstoffzelle
sowie batterieelektrischen Oberleitungsbussen und Biomethanbussen verfolgt das
BMVI einen offenen Technologieeinsatz, um die jeweils sinnvollste Alternative zu kon-
ventionellen Antrieben umsetzen zu können. Die geplante Förderung ist Bestandteil des
Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutz-
plans 2050 und des Konjunkturpakets der Bundesregierung. Die dafür bis 2024 bereit-
gestellten Finanzmittel haben sich laut aktueller Finanzplanung auf rund 1,255 Milliar-
den EUR erhöht. Die Veröffentlichung der Förderrichtlinie erfolgt, sobald diese von der
Europäischen Kommission genehmigt wurde. Die Notifizierung wurde bereits im Sep-
tember 2020 eingeleitet. Weitergehende Informationen zur Umsetzung können dann auf
den Internetseiten des Projektträgers Jülich (PtJ) und der NOW GmbH) abgerufen wer-
den.

Des Weiteren fördert das BMVI die Batterie-Elektromobilität mit nachstehenden Förder-
aufrufen:

Aufruf zur Antragseinreichung zur Förderung von elektrischen Nutzfahrzeugen für
Handwerksunternehmen und KMU (08/2020): Bewilligungen kürzlich erfolgt; 30 Mio.
Euro für 112 Anträge mit rd. 2500 Fahrzeugen und rd. 500 Ladepunkten

Aufruf zur Einreichung von Projektskizzen (01/2021): Förderschwerpunkt Forschung
und Entwicklung: 51 Projektskizzen im Bewertungs- und Bewilligungsverfahren

Aufruf zur Antragseinreichung zur Förderung von Fahrzeugen und Ladeinfrastruktur
(02/2021): Einreichungsfrist bis 31. März 2021
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Aufruf zur Antragseinreichung zur Förderung von kommunalen und gewerblichen Elekt-
romobilitätskonzepten (03/2021); Einreichungsfrist 17. Mai 2021


